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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Libanon vor beschleunigter interner 

Machterosion und fortgesetzter ex-

terner Einmischung 

Erleichterung war allenthalben zu spüren, 

und dennoch ist es nur ein Sieg auf Zeit, 

der zudem lange auf sich warten ließ: Nach 

mehr als drei Monaten meldete der libanesi-

sche Premierminister Fuad Siniora  Anfang 

September den Sieg über die bewaffnete 

sunnitische Organisation Fatah al-Islam, die 

sich seit Ende Mai im palästinensischen 

Flüchtlingslager Nahr al-Bared nördlich von 

Beirut verschanzt und heftige Kämpfe mit 

den libanesischen Streitkräften geliefert 

hatte. Für einige Tage konnte der Erfolg der 

libanesischen Armee wie der Regierung die 

innerlibanesischen Auseinandersetzungen 

wie die Fragen nach der inneren Herr-

schaftsordnung sowie des Einflusses exter-

ner Akteure und die Verschränkung mit re-

gionalen Interessen verdecken. Und exakt 

diese Fragen sind schnell wieder aufge-

kommen, spätestens mit der Ankündigung 

der für 25. September angesetzten Wahl 

des Staatspräsidenten geht es im Zedern-

land mal wieder um alles oder nichts. Vor 

allem aber geht es darum, wer im Rahmen 

der konfessionell gebundenen Machtver-

schränkung und eines veränderten demo-

graphischen Gleichgewichts staatliche Sou-

veränität auszuüben hat und bereit ist, die-

se auch gegen externe Interventionsversu-

che zu verteidigen.   

Drei Ebenen des Konfliktes gilt es dabei zu 

unterscheiden: Neben der innerstaatlichen, 

nationalen Ebene, wo es um die legitime 

Ausübung zentraler staatlicher Herrschaft 

geht,  muss zwischen subnationaler sowie 

regionaler und internationaler Ebene diffe-

renziert werden. Der Machtzerfall auf sub- 

und nationaler Ebene wird bedingt durch die 

fortgesetzte Auseinandersetzung zwischen 

dem pro-syrischen Lager und dem syrisch-

kritischen Lager, wobei entgegen der kon-

fessionellen Machtaufteilung des Taeff-

Abkommens1 die Konfliktlinien nun auch 

wieder zwischen den ethnisch gebundenen 

Gruppen auf subnationaler Ebene verlaufen. 

Auf der dritten Ebene stellt sich die Frage 

nach der Neuordnung der regionalen Ord-

nung im Spannungsfeld einer nach Macht-

einfluss gierenden iranischen Führung und 

einer syrischen Regierung, die dem interna-

tionalen Druck folgend ihre Truppen 2005 

aus dem Libanon gesenkten Hauptes abzie-

hen musste. 

 

Innenpolitische Zwickmühle zwischen 

Stillstand und Ausbrüchen von Gewalt 

 

Seitdem im November 2006 fünf schiitische 

Minister – zwei Hisbollahmitglieder und wei-

tere Anhänger der pro-syrischen Bewegung 

- die Regierung, die sie selbst mit geschaf-

fen hatten, verlassen haben, liegt das Land 

in einer politischen Agonie. Premierminister 

Siniora hatte zuvor die Forderung der His-

bollah nach einem Vetorecht im Kabinett 

abgelehnt, weil diese offensichtlich darauf 

                                                     

1 Mit der Verabschiedung des Taeff Ab-

kommens wurde 1989 der libanesische Bür-

gerkrieg beendet und sah eine im Prinzip 

eine bis heute nicht durchgeführte Entkon-

fessionalisierung des politischen Systems im 

Libanon vor. 
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zielte, das geplante UN-Tribunal zur Aufklä-

rung des Attentats am ehemaligen Premier 

Rafik Hariri zu torpedieren. Seit dieser Zeit 

betrachtet die nun neu formierte Opposition 

die amtierende Regierung als nicht mehr 

verfassungskonform, da sie den Vorgaben 

der Verfassung widerspreche, alle Bevölke-

rungsteile entsprechend in der Regierung 

berücksichtigen zu müssen. Das Ausschei-

den der schiitischen Vertreter aus der Re-

gierung hatte darüber hinaus auch weitge-

hende Folgen für die Legislative: Nahib Ber-

ri, Führer der schiitischen Amal und seines 

Zeichens Parlamentssprecher, lehnte es seit 

dieser Zeit ab, Parlamentssitzungen einzu-

berufen, da auch er die Meinung teilte, die 

Regierung sei nicht verfassungskonform. 

Somit stehen sich im Libanon zwei schein-

bar unversöhnliche Machtblöcke gegenüber, 

deren Grenzen nunmehr zwischen Regie-

rung und Opposition verlaufen, teils aber 

konfessions- und religionsübergreifend sind. 

März-Bewegungen als Pfeiler des poli-

tischen Konflikts 

Das oppositionelle Lager, die so genannte 8. 

März-Bewegung vereint so verschiedene 

Persönlichkeiten wie den ehemaligen Gene-

ral und jetzigen christlichen (maronitischen) 

Präsidentschaftskandidaten Michel Aoun, 

den schiitischen Parlamentssprecher Nabih 

Berri und den Führer der schiitischen His-

bollah, Hassan Nasrallah. Das Sammelbe-

cken der 14. März-Bewegung umfasst ne-

ben dem sunnitischen Premierminister Fou-

ad Siniora die von Saad Hariri, dem Sohn 

Rafik Hariris geführte „Zukunftsbewegung“ 

sowie prominente christliche Vertreter wie 

den einstigen Präsidenten Amine Gemayel 

und Drusen-Führer Walid Jumblatt und 

zeichnet sich durch ihre syrien-kritische Ein-

stellung und Offenheit gegenüber westli-

chem Engagement aus. Gehen die Ursprün-

ge dieser innenpolitischen Konfrontation der 

Blöcke in die Zeit nach der Ermordung Rafik 

Hariris zurück, so haben sie sich im Nach-

gang zum Juli-Krieg 2006 fast gnadenlos 

verhärtet. Von Beginn des Krieges an hatte 

die Siniora-Regierung der Hisbollah vorge-

worfen, das Land in diesen unnötigen Krieg 

manövriert zu haben. Musste der Premier 

diese Kritik im Laufe der Kriegshandlungen 

wohldosiert dezimieren, auch angesichts der 

fortgesetzten israelischen Angriffe, die es 

aus innerlibanesischer Sicht schwer fielen 

ließen, interne Fragmentierung durch zu 

starke Kritik am ungeliebten politischen 

Gegner weiter zu fördern, so stellte die Er-

klärung der Hisbollah vom „Göttlichen Sieg“ 

am Ende der Kriegshandlungen die Fest-

schreibung einer strategischen Gegnerschaft 

zwischen den Kräften des 8. und 14. März 

dar.  Für Siniora und die anti-syrischen 

Kräfte waren derlei Aussagen eine Provoka-

tion in mehrfacher Hinsicht: Sie bestätigten 

den Verdacht einer bewussten Kriegsprovo-

kation zum Schaden des Landes, konterka-

rierten alle Versuche Sinioras, das hoch ver-

schuldete Land in ruhige Fahrwasser zu 

bringen und stellten nicht zuletzt die Autori-

tät der Regierung in Frage. Trotz der stets 

rhetorisch gepflegten gegenseitigen Ge-

sprächsangebote bezüglich einer Nationalen 

Einheitsregierung, kam es, wie es kommen 

musste: Die Schiiten und 8. März-Anhänger 

verließen die Regierung und leiteten damit 

den politischen Stillstand ein.  Seit dieser 

Zeit zählt der gegenseitig vorgebrachte 

Vorwurf, die jeweils andere Bewegung wür-

de den politischen Ausverkauf des Landes 

betreiben, zur Tagesordnung. Die Kräfte des 

8. März kritisieren die Siniora-Regierung 

wegen ihrer engen Bande zu den USA, Eu-

ropa und Frankreich; Siniora und Hariri-

Anhänger fordern ein Ende syrischer Inter-

vention und die bedingungslose Rückkehr 

an den Verhandlungstisch. 

Verstärkt wurde dieser Stillstand durch neue 

Attentate und politisch motivierte Morde an 

Parlamentsabgeordneten. Seit dem Austritt 

der Schiiten aus der Regierung verschärfte 

sich die politische Lähmung des Landes 

merklich. Zwar wird die politische Auseinan-

dersetzung größtenteils friedlich ausgetra-
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gen wie die friedliche „Belagerung“ der Re-

gierungseinrichtungen durch eine Zeltstadt 

der Opposition, doch kam es auch zu ge-

waltsamen Zusammenstößen, geschehen 

Anfang diesen Jahres während des von der  

Hisbollah ausgerufenen Generalstreiks. Da-

bei gab es drei Tote und mehr als hundert 

Verletzte.  

Offensichtlich wurde die inner-

konfessionelle Zerstrittenheit auf subnatio-

naler Ebene zuletzt bei der Nachwahl von 

zwei Parlamentsmitgliedern am 5. August 

2007, die durch die Ermordung zweier bis-

heriger Abgeordneten notwendig wurde. Im 

östlich von Beirut gelegenen Metn lieferten 

sich der ehemalige Präsident Amin Gemay-

el, Vater des ermordeten bisherigen Abge-

ordneten Pierre Gemayel, und Camille 

Khoury als Kandidat der „Freien Patrioti-

schen Bewegung“ des ehemaligen Generals 

Michel Aoun ein heißes Kopf an Kopf ren-

nen. Zwar unterlag Gemayel seinem Her-

ausforderer nur knapp, doch rissen die poli-

tischen Auseinandersetzungen als Vorboten 

der nahenden Präsidentschaftswahlen einen 

tiefen Graben durch die christlichen Ge-

meinden. Unmittelbar danach setzte eine 

künstlich aufgepeitschte Diskussion darüber 

ein, wer denn eigentlich rechtmäßig der po-

litische Vertreter der Christen sei. Die Ant-

wort auf diese Frage wird umso relevanter, 

zieht man in Betracht, daß das Präsidenten-

amt im Libanon traditionell stets an einen 

(maronitischen) Christen geht. Obgleich A-

ouns Kandidat den Sieg davon getragen 

hatte, wurde bei der Stimmauszählung klar, 

daß Gemayel die meisten Stimmen der 

Christen bekommen hatte.   

Eingeschränkte Durchsetzung der Sou-

veränität im Innern 

Auf nationaler Ebene wird ferner die Durch-

setzung staatlicher Gewalt im Land durch 

die Existenz nicht-staatlich legitimierter be-

waffneter Gruppen im Land eingeschränkt. 

Dabei ist an erster Stelle die Hisbollah zu 

benennen, die sich dem Entwaffnungspro-

zess nach dem Bürgerkrieg entzogen hatte 

und weiterhin eine Art „Staat im Staat“ im 

Süden und in schiitischen Bereichen des 

Landes bildet. In Folge des Waffenganges 

zwischen der Hisbollah und israelischen 

Streitkräften zog sich die Hisbollah zwar aus 

dem umkämpften Gebiet zurück, doch mel-

deten verschiedene internationale Quellen, 

dass sich diese Gruppe nördlich des Litani-

Flusses auf einen erneuten Waffengang mit 

Israel vorbereitet, zumindest jedoch seit 

geraumer Zeit wieder aufrüstet. Diskussio-

nen über die langfristige Entwaffnung der 

Hisbollah und der Integration in die regulä-

ren libanesischen Streitkräfte sind bislang 

ergebnislos verlaufen, da der Besitz von 

Waffen für die Hisbollah einen nicht zu ver-

achteten Bargain-Chip darstellt und - wie in 

der Frage der Vetomacht im Kabinett - ge-

schickt eingesetzt wird. 

Aber auch die nunmehr beendeten Kämpfe 

im Flüchtlingslager Nahr a-Bared werfen kri-

tische Fragen auf, da damit erstmals eine 

sunnitische Terrorgruppe im Land von sich 

Reden macht und die desaströs ausgestat-

tete Armee in einen mehr als drei Monate 

dauernden Zermürbungskrieg drängen 

konnte, der 163 Soldaten das Leben koste-

te. Immer noch ist ungeklärt, wie die sich in 

ideologischer Nähe zu Al Qaida sehende 

Terrorgruppe von zuletzt 150-200 geschätz-

ten Kämpfern hat Oberhand im Lager ge-

winnen können, ja wie deren Anführer, 

Shakir Al-Absi, hatte gegen Ende 2006 ü-

berhaupt ins Land kommen können, nach-

dem er zuvor in Syrien eine Haftstrafe we-

gen Waffenschmuggels abgesessen hatte 

und in Jordanien 2004 wegen der Ermor-

dung des US-Diplomaten Lawrence Foley in 

Abwesenheit zum Tode verurteilt worden 

war. Schwer vorstellbar bleibt bis heute, 

daß er ohne syrische Hilfe oder zumindest 

ohne syrische Aufmerksamkeit sich hat im 

Kamp installieren können. Aus dieser Per-

spektive sehen viele Beobachter erneut die 

Syrer hinter dem Versuch, durch kämpferi-

sche Auseinandersetzungen Instabilität ins 
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Land zu bringen. Anderen Berichten zu folge 

soll Fatah Al Islam selbst Verbindungen zur 

Hariri-Familie gehabt haben. Demnach habe 

die Hariri-Familie wie auch Siniora in der 

Bewegung eine Art  Gegengewicht zur His-

bollah gesehen und diese daher wirken las-

sen, bis sie außer Kontrolle geriet. Wenn-

gleich es keine Beweise für derartige Theo-

rien gibt, sind sie nicht ganz grundlos. Sie 

nähren sich auch aus der wachsenden 

Furcht sunnitische Regime wie Saudi Ara-

bien, Jordanien und Ägypten vor einem un-

aufhaltsamen schiitischen Machtzuwachs in 

der Region. Zudem würde dies das von Ra-

fik Hariri selbst gerne gepflegte Image bes-

tätigen, die Sunniten seien die einzige kon-

fessionelle Bewegung ohne Miliz. Demnach 

hätte man militärische Macht dann nicht 

durch eigene Truppen ausgeübt, sondern sie 

sich finanziell kooptiert. 

Libanon - Spielball regionaler Mächte 

und externer Akteure 

Auf regionaler und internationaler Ebene 

wird der Libanon zum Spielball regionaler 

Mächte und externer Akteure. Es gehört 

zum libanesischen Politikstil dies auch im-

mer wieder zu erwähnen, zu beklagen und 

zu lamentieren. Auch im Fall der Ermordung 

Rafik Hariris gingen die Ermittlungen im 

Mehlis-Report zunächst in Richtung Damas-

kus, doch der darauf folgende UN-Ermittler 

Serge Brammertz nahm weitere Spuren in 

Betracht. Licht ins Dunkel soll nun das be-

reits eingerichtete „Special Tribunal for Le-

banon“ bringen. Es wird den am 24. Sep-

tember zu ernennenden Richtern obliegen, 

Art und Umfang der Involvierung der syri-

schen Regierung festzustellen.  

Nicht erst seit dem Ende des Juli-Krieges 

zwischen der Hisbollah und den israelischen 

Streitkräften wird eine Involvierung des I-

rans über den Stellvertreter Syrien in der 

Region vermutet. Sowohl israelische als 

auch unabhängige Quellen berichten von 

Waffenlieferungen aus dem Iran über Syrien 

zur Hisbollah. Zwar kontrolliert die nach 

dem Juli-Krieg verstärkte UNIFIL-Mission 

erfolgreich die Außengrenzen des Libanons, 

doch gerade eben nicht an der so wichtigen 

Grenze zwischen dem Libanon und Syrien. 

Diese möglichen Lieferungen unterwandern 

weiter die Durchsetzung staatlicher Macht 

durch die libanesische Regierung und festi-

gen den Anspruch des Irans nach einer re-

gionalen Führungsrolle. 

Rechtzeitig vor den für den 25. September 

anberaumten Präsidentschaftswahlen er-

höhten die EU und die USA ihren Druck auf 

Syrien, um die Unabhängigkeit der Wahlen 

zu gewährleisten. Alle Beteiligten erklären 

ihren Willen, einen Präsidenten der Libane-

sen für die Libanesen wählen zu wollen. Und 

dennoch hören die Ränkespiele nicht auf, 

schaffen die innerlibanesischen Fragmentie-

rungen erst den Raum für außenpolitische 

Intervention. Bleibt abzuwarten, ob die zu-

letzt gestarteten Initiativen der beiden Blö-

cke, im Konsens einen Kandidaten zu be-

nennen, Erfolg zeitigen werden oder ob die 

kommenden Wahlen nicht erst recht wieder 

die Spaltung perpetuieren werden. 
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